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Wasserbesatzung im Westjordanland
Warum die PalästinenserInnen nur über elf Prozent ihrer eigenen Wasserressourcen verfügen

A
uch Clemens Messerschmidt, als 
Hydrogeologe in den palästinen-
sischen Gebieten tätig, sprach in 
diesem Beitrag von ungerechter 

Wasserverteilung, an anderer Stelle ver-
wendet er den Begriff der Hydroapartheid. 
Um mehr über die Hintergründe der Was-
serproblematik zu erfahren, treffen wir als 
IPPNW-Reisegruppe in Salfit den Bürger-
meister und den Leiter der städtischen 
Wasserbehörden. Wir werden zunächst 
mit einer Lobesrede auf die deutsche Ent-
wicklungshilfe empfangen. Am Ende des 
Tages sind wir uns nicht mehr so sicher, 
wie berechtigt dieses Lob ist. Salfit ist 
der palästinensische Ort mit der jährlich 
höchsten Regenfrequenz und liegt im Be-
reich des größten Aquifers der Westbank. 
Dennoch erlitt die Stadt diesen Sommer 
eine massive Wasserknappheit. Zweimal 
kam es über 24 Stunden zu einem kom-
pletten Abbruch der Wasserzufuhr. Dabei 
handelt es sich um ein jährlich wiederkeh-
rendes Phänomen. 

E
in Grund dafür ist, dass die palästi-
nensische Bevölkerung im Westjor-

danland ihr Wasser größtenteils von der 
israelischen Firma Mekorot kauft. Trotz 
der eigenen Grundwasservorkommen. 
Mekorot erschließt genau diese palästi-
nensischen Wasservorkommen und ver-
kauft das Wasser anschließend – an die 
palästinensischen Kommunen und an die 
nahegelegenen israelischen Siedlungen. 
Dabei beziehen beide Gruppen ihr Was-
ser aus derselben Hauptleitung. Mit dem 
Unterschied, dass der Durchmesser der 
weiterführenden israelischen Wasserlei-
tungen mit 13,8 Zoll deutlich über dem 
der palästinensischen Leitungen mit 4,7 

Zoll liegt. Steigt nun im Sommer der Was-

serverbrauch in den Siedlungen, so sinkt 
die den palästinensischen Städten zur Ver-
fügung gestellte Wassermenge.

U
nsere Gesprächspartner präsentieren 
uns die palästinensische Wasser-Bi-

lanz: Während der monatliche Wasserbe-
darf im Sommer bei fast 70.000 m3 liegt, 
betrug die Wasserlieferung im Juni 44.000 
und im Juli 56.000 m3. Dies belegen die 
palästinensischen Wasserzähler. Mit den 
israelischen Wasserzählern ist es schon 

schwieriger, da diese ausschließlich durch 
die israelischen Behörden abgelesen wer-
den. Die offiziellen israelischen Zahlen 
sind dabei hochgradig widersprüchlich: 
Die Werte liegen zum Teil deutlich über, in 
manchen Monaten deutlich unter den pa-
lästinensisch registrierten Wassermengen. 
Der Bürgermeister erklärt, dass letzteres 
auch auf die unregelmäßige Ablesung der 
Zähler zurückzuführen sei. Die ungenau-
en Kubikmeter-Angaben erschweren die 
Nachvollziehbarkeit der Wasserlieferungen 
noch zusätzlich.

Wir konfrontieren unsere Gesprächs-
partner mit dem Einwand, die Wasser-
knappheit sei vor allem auf das marode 
palästinensische Wasserrohrsystem zu-
rückzuführen. Uns wird entgegnet, dass 
der Wasserverlust zwischen initialer Liefe-
rung und Endverbraucher in Salfit bei nur 
19 % liegt. Im Vergleich sind es in Hamburg 
immerhin noch 8 %. Insgesamt hat Salfit 
den geringsten Wasserverlust im Westjor-
danland. Ebenfalls handelt es sich bei den 
palästinensischen Wasserlieferungs-Zah-

len um Werte, die an den Hauptwasser-
zählern abgelesen werden: Ein nachträg-
licher Verlust durch Rohrbrüche ist zwar 
möglich, ändert aber nichts daran, dass 
Mekorot deutlich weniger Wasser lieferte, 
als benötigt wurde. Die eigentliche Absur-
dität des Einwandes wird klar, wenn man 
sich mit dem Thema Entwicklungspolitik 
im Westjordanland auseinandersetzt. Be-
reits in den 90er Jahren wurden Pläne für 
den Bau eines Wasserklärwerks in Salfit 
sowie zur Verbesserung der wasserversor-
genden Infrastruktur aufgestellt. Auch im 
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Oslo-Abkommen von 1993 gibt es einen 
Artikel, der die Erneuerung der Wasser-
rohre im Westjordanland vorsieht. Über 20 
Jahre später sind diese Vorhaben immer 
noch nicht umgesetzt. Um zu verstehen 
warum, muss man das Permit-System in 
den besetzten Gebieten kennen: Nach 
dem Sechs-Tage-Krieg von 1967 wurden 
zahlreiche Militärerlasse verabschiedet, 
die unter anderem den Bereich der Was-
serversorgung reglementieren. Laut Erlass 
ME 158 bedürfen jegliche Wasserprojekte, 
selbst das Aufstellen einer Zisterne, einer 
Erlaubnis durch die israelische Militärre-
gierung. Seit dem Oslo-Abkommen liegen 
zwar in den A- und B-Gebieten offi ziell alle 
zivilen Angelegenheiten in den Händen der 
palästinensischen Behörden, in der Reali-
tät ist die Genehmigung neuer Wasserpro-
jekte aber noch schwieriger geworden. 

D
as führt dazu, dass im Bereich des 
westlichen Aquifers seit 1967 kein 

einziger Brunnen genehmigt wurde. Letz-
teres bedeutet, wie die diesjährige Was-
serkrise zeigt, massive Abhängigkeit von 
kommerziellen Wasserlieferungen. Hierbei 
werden ca. 89 % der Wasserressourcen 
des Westjordanlandes von israelischen 
Akteuren kontrolliert, während sich nur 
ca. 11 % in palästinensischen Händen 
befi nden. Was heißt das nun für die Ent-
wicklungszusammenarbeit? Während die 
Erneuerung der Rohre bis heute keine Ge-
nehmigung bekommen hat – der Großteil 
der Leitungen befand sich auf C-Gebiet 
– wurde der Bau des geplanten Klärwerks 
durch das israelische Militär gestoppt. Bis 
auf eine Entschädigungszahlung der israe-
lischen an die deutsche Regierung sollte 
das Thema Klärwerk keine größere politi-
sche Aufmerksamkeit mehr bekommen. 

So zementiert die anhaltende Besatzung 
die Ungleichheit in der Wasserversorgung: 
Während die WHO täglich 120 Liter Was-
ser pro Person zum frei verfügbaren Ver-
brauch empfi ehlt, stehen einer Palästinen-
serin im Westjordanland ca. 70 Liter zur 
Verfügung. Eine Israelin hingegen nutzt 
täglich ca. 270 Liter, in manchen israeli-
schen Siedlungen sind es bis zu 700 Liter.

Szenenwechsel: Wir befi nden uns auf der 
Fahrt durch das Jordantal. Hier zeigt sich, 
dass limitierender Faktor der Wasserver-
sorgung, sei es für Palästinenser oder für 
Siedler, bei weitem nicht der private Ver-
brauch ist. Da wäre – pauschal gesagt – 
genug für alle da. Viel problematischer ist 
die künstliche Bewässerung im Rahmen 
der Siedlungs-Landwirtschaft. Das Ergeb-
nis landet dann oftmals auf den Tischen 
europäischer Verbraucher. Daran ändert 
auch die EU-Richtlinie, Siedlungsprodukte 
zu kennzeichnen, wenig. Im Durchschnitt 
werden in einer landwirtschaftlich aktiven 
Siedlung im Jordantal pro Tag und Person 
13.000 Liter Wasser verbraucht. In man-
chen Siedlungen liegt der tägliche Wasser-
bedarf bei ca. 60.000 Litern. Diese Zah-
len machen deutlich, woher in der Debatte 
Begriffe wie Ressourcenknappheit und 
Übernutzung kommen. 

S
päter fahren wir auf das Gelände ei-
ner Verpackungsfi rma. Hier werden 

Anbauprodukte für den israelischen und 
internationalen Export vorbereitet. Wir tref-
fen einen palästinensischen Arbeiter, der 
uns erklärt, dass er zwar in der Siedlung 
angestellt ist, diese jedoch für die Firma 
Carmel mit Sitz in Tel Aviv produziert. Sei-
ne Aussage wird von einem Firmenschild 
am Eingang unterstrichen. Eine der all-

täglichen Absurditäten der Besatzung: Er 
arbeitet auf illegal besetztem, palästinen-
sischen Land für Siedler, die Produkte an 
eine Firma in Israel liefern, die offi ziell nicht 
im Westjordanland produziert. Dabei be-
kommt er als Palästinenser die Hälfte von 
dem, was ein thailändischer Gastarbeiter 
verdient. 

Es ist schwer, in Anbetracht der Situ-
ation in der Westbank nicht polemisch zu 
werden. Noch schwerer ist es, nicht wü-
tend zu werden. Es stellt sich immer wieder 
die Frage: Was können wir tun? Der Boy-
kott von Siedlungsprodukten ist ein erster 
Schritt, aber bei mangelnder Transparenz 
nicht immer zielführend. Was wir darüber 
hinaus tun können ist, die Lebensbedin-
gungen der PalästinenserInnen unter der 
Besatzung zu kommunizieren und diese 
politisch präsenter zu machen. Ob man 
das, was dort stattfi ndet, dann Apartheid 
nennt – vielleicht trifft diese Bezeichnung 
die eigentliche Inhumanität der Situation 
noch gar nicht – spielt keine so große Rolle. 
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